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Wer Fragen sät, erntet oft massiven Antworten: „Marsch der Rückkehr“ in Israel

■■ Alexandra Senfft

Für Uri Bloch aus Haifa ist es 
selbstverständlich, dass die US-
Botschaft jetzt in Jerusalem liegt, 
schließlich sei das die Hauptstadt 
Israels. Der 86-Jährige, der 1947 

als Teenager aus Bern allein nach Palästina 
kam, ist wohl das, was man einen typi-
schen Vertreter der israelischen Mitte nen-
nen könnte. Offizielle Darstellungen der 
Regierung stellt er nicht in Frage. Für ihn 
ist ausgemacht, dass Hamas sein Land ver-
nichten will. „Wenn jemand über den Zaun 
von Gaza kommt, will er uns ermorden 
oder entführen“, davon ist der Rentner 
überzeugt. Seit Wochen versuchten Men-
schen aus Gaza, die Grenze zu durchbre-
chen, „da konnte das Militär sich nicht auf 
die gewöhnlichen Techniken verlassen, 
und es wurde ausnahmsweise erlaubt, 
,richtige‘ Munition zu benutzen“, rechtfer-
tigt er den Tod von mindestens 60 Palästi-
nensern. In Wahrheit sei das kein ziviler 
Aufstand gewesen, sondern ein „militäri-
scher Versuch der Hamas, in Israel Unheil 
anzurichten“, wen wundere es da noch, 
dass „wir Israelis uns mit allen Mitteln ver-
teidigen?“. Nicht anders drückte es der 
Pressesprecher der Armee in der Washing-
ton Post aus: Die Welt sei auf die Lügen von 
Hamas hereingefallen. 

An ein Bett gefesselt
Während Premier Netanjahu seine größten 
politischen Erfolge feiert – die Aufkündi-
gung des Iran-Abkommens wie den Umzug 
der US-Botschaft nach Jerusalem – und die 
Israelis noch vom Sieg beim Song Contest 
zehren, hat er noch etwas anderes erreicht: 
Niemand spricht mehr über die gegen ihn 
erhobenen Korruptionsvorwürfe. 

Es gibt freilich Israelis, die sich dem offizi-
ellen Narrativ widersetzen: An verschiede-
nen Orten des Landes protestierten sie ge-
gen das Vorgehen der Armee und den Zynis-
mus ihrer Regierung. Auch Rami Elhanan 
war dabei. 1997 verlor der Geschäftsführer 
der „Israelisch-palästinensischen Familien 
in Trauer für den Frieden“ seine 14-jährige 
Tochter bei einem Attentat der Hamas. Seit-
her kämpft er für ein Ende der Besatzung. 
„Für die israelische Öffentlichkeit sind die 
Toten der letzten Woche Nummern, ohne 
Namen, ohne Familien. Sie gelten als Terro-
risten, deshalb ist es angeblich erlaubt, sie 
zu erschießen“, so die Presseerklärung sei-
ner Gruppe. „Wir müssen endlich unseren 
eigenen Anteil erkennen und aufhören, auf 
unbewaffnete Zivilisten zu schießen.“ 

Vor Tagen ging die Polizei in Haifa brutal 
gegen friedliche Demonstranten vor und 
verhaftete 19 Israelis palästinensischer Her-
kunft, darunter Jafar Farah, Direktor des 
Mossawa-Zentrums für die Verteidigung 
der Interessen arabischer Bürger, der unver-
sehrt abgeführt wurde. Mit einem gebro-
chenen Knie fand er sich an ein Kranken-
hausbett gefesselt wieder. „Den Chef einer 
angesehenen NGO wie einen Verbrecher zu 
behandeln, ist inakzeptabel“, sagt Rolly Ro-
sen. Weder seine Familie noch sie durften 
ihn besuchen. „Man behandelte uns im 
Hospital wie Staatsfeinde“, so die ehemalige 
Leiterin des Haifa Shared City Project des 
New Israel Fund. Nach seiner Entlassung 

■■ Yasar Aydin

Der Präsident und die Partei für Ge-
rechtigkeit und Entwicklung (AKP) 
galten für die Parlaments- und Prä-

sidentschaftswahl am 24. Juni lange als Fa-
voriten. Dass Recep Tayyip Erdoğan dieses 
Votum vorzog, hatte die Opposition kalt 
erwischt. Auch war bald klar, dass es eine 
mögliche Gegenkandidatur des einstigen 
Staatschefs und Erdoğan-Weggefährten Ab-
dullah Gül nicht geben würde. Der galt vie-
len als Hoffnungsträger, wollte dann aber 
im Hintergrund bleiben. Auch konnten 
sich die Oppositionsparteien, die säkulare 
Republikanische Volkspartei (CHP), die na-
tional-konservative Gute Partei und die is-
lamistische (Saadet-)Partei der Glückselig-

keit (SP) nicht auf einen gemeinsamen 
Kandidaten einigen, auch wenn sie sich zur 
„Allianz der Nation“ (Millet İttifakı) zusam-
menfanden. 

Dass überhaupt Chancen für einen Re-
gierungswechsel erwogen werden, ist der 
Kandidatur von CHP-Fraktionschef Muha-
rem İnce zu verdanken, zweifellos ein ernst 
zu nehmender Rivale für Erdoğan. Der Phy-
siklehrer versteht sich als Ideenbewahrer 
des Republik-Gründers Kemal Atatürk, ist 
ein glühender Patriot, steht aber gleichzei-
tig für Gewaltenteilung und eine prowestli-
che Außenpolitik ein. Er ist wortgewandter 
als sein Vorsitzender Kemal Kılıçdaroğlu 
und kann frustrierte CHP-Wähler zurück-
holen, die bei den letzten Wahlen oft fern-
geblieben sind.

Weil İnce einer sunnitischen Familie aus 
der Stadt Yalova am Marmarameer ent-
stammt, dürfte er auch für religiös-konser-
vative Milieus annehmbar sein, ebenso für 
kurdische Wähler. İnce erwarb sich die 
Achtung vieler Kurden, als er vor zwei Jah-
ren im Parlament gegen die von Staatschef 
Erdoğan betriebene, auch von der CHP-
Fraktion unterstützte Aufhebung der Im-

munität von – zumeist kurdischen – Abge-
ordneten votierte. Nach seiner Nominie-
rung besuchte İnce Selahattin Demirtaş, 
den Co-Vorsitzenden und Präsident-
schaftskandidaten der HDP (Demokrati-
sche Partei der Völker), im Gefängnis. Hin-
terher hieß es, İnce habe sich für eine 
friedliche Lösung der Kurdenfrage ausge-
sprochen.

Für eine durchaus gehobene Stimmung 
in den Reihen der Opposition sorgte 
Erdoğan selbst mit einem Kommunikati-
onsfehler. Auf dem lokalen Istanbuler Par-
teikongress der AKP, den er nutzte, um sein 
Wahlprogramm vorzustellen, ließ er wis-
sen, wenn das Volk einmal „genug“ sage, 
dann werde er zurücktreten. Womit er ei-
nen Twitter-Sturm auslöste: Hunderttau-
sende verbreiteten den Slogan „genug“ 
über Twitter, das türkische Wort „tamam“ 
wurde mit mehr als einer halben Million 
Tweets weltweit zum Top-Trend.

Vieles spricht dafür, dass es für Erdoğan 
und sein Wahlbündnis keinen Spaziergang 
zum nächsten Wahlsieg gibt, da nach dem 
Putschversuch 2016 die Wirtschaft allzu 
sehr ins Schlingern geraten ist. Zwar lag 

2017 das Wachstum mit 7,4 Prozent höher 
als erwartet, doch wurde dafür die Haus-
haltsdisziplin geopfert. Die expansive Fis-
kalpolitik, neue Schulden und Subventio-
nen haben die strukturellen Probleme der 
türkischen Ökonomie weiter verschärft. 
Die Inflationsrate ist wieder zweistellig (elf 
Prozent), weil die türkische Währung seit 
2016 gegenüber Dollar und Euro zum Sink-
flug überging – das Leistungsbilanzdefizit 
stieg auf 5,5 Prozent des Bruttosozialpro-
dukts, was das Schuldenproblem zusätzlich 
verschärft hat. Vor zwei Wochen stufte die 
Ratingagentur Standard & Poor’s wegen 
der Inflation die Bonitätsnote für die Tür-
kei von BB/B auf BB-/B herab. 

Inwieweit die „Allianz der Nation“ davon 
profitiert, bleibt abzuwarten. Das Oppositi-
onsbündnis verspricht im Falle eines Wahl-
siegs die Rückkehr zum Rechtsstaat, zur 
Unabhängigkeit der Justiz sowie zur Pres-
se- und Medienfreiheit. Doch über die Geg-
nerschaft zum autokratischen Präsidialsys-
tem hinaus fehlt die Botschaft. Politisch 
kohärenter wirkt dagegen Erdoğans „Volks-
allianz“, die soziokulturellen Differenzen 
zwischen AKP, MHP und BBP (Große Ein-
heitspartei) sind schwächer als die zwi-
schen der Republikanischen Volkspartei 
CHP und der Glückseligkeitspartei SP. 

Fest steht, dass die Doppelwahl am 24. 
Juni wieder einmal eine Zäsur sein wird: 
Der Umbau des Staates zum von Erdoğan 
gewünschten Präsidialsystem ließe sich ab-
schließen. Auch bei einem Wahlsieg der 
säkularen und sozialdemokratischen  
Volkspartei wäre ein Zurück-zum-Parla-
mentarismus keinesfalls sicher. Trium-
phiert hingegen die „Volksallianz“ unter 
dem Dirigat der AKP, dürfte Erdoğan bis 
2023 – dem 100. Jahrestag der Republik-
gründung – sein Projekt einer „neuen Tür-
kei“ endgültig durchgesetzt haben.

Anfang der Woche nannte Farah den Vorfall 
„eine Schande für die Demokratie“. 

Dass es in Israel je eine formale demo-
kratische Linke gegeben hätte, stellt Yael 
Berda in Frage. Die Rechtsanwältin und So-
ziologin an der Hebrew University sieht 
viele Israelis gefangen zwischen der parla-
mentarischen Opposition, die sich von der 
Regierung kaum unterscheidet, und der 
Zivilgesellschaft, die die eigentliche Oppo-
sition darstellt. „Diese Menschen haben 
ethisch-moralische Zweifel, doch sie kön-
nen sich nicht artikulieren.“ Einerseits wür-
den sie unter dem manipulativen Einfluss 
von „Hasbara“ (der Öffentlichkeitsarbeit 
der Regierung) stehen, andererseits halte 
die zivilgesellschaftliche Opposition ihnen 

vor, sich politisch nicht zu positionieren. 
Berda wünscht sich eine Atmosphäre, in 
der auch Zweifler Gehör finden, ohne so-
fort gemaßregelt zu werden. Die Feminis-
tin will diese schweigende Mitte stärken, 
um Veränderungen herbeizuführen. „Wir 
alle sind Teil desselben politischen Sys-
tems, doch wir haben uns nie gefragt, wer 
wir eigentlich sein wollen. Wir brauchen 
eine Kultur des demokratischen Dialogs!“ 

Hang zur Festungsmentalität
Die Autorin und Aktivistin Rela Mazali 
stimmt ihr zu: „Es wirkt sich negativ aus, 
wenn behauptet wird, keiner hinterfrage 
mehr das krude Narrativ der Regierung, die 

Friedensbewegung sei tot.“ Tatsächlich 
gebe es zahlreiche Aktivitäten gegen die 
Besatzung, die aber kaum wahrgenommen 
würden, teilweise infolge der aggressiven 
Marginalisierung der zivilgesellschaftli-
chen Bewegungen durch die Regierung. 
Bezüglich der Toten im Gazastreifen zieht 
Mazali einen anderen Schluss als Uri Bloch: 
„Die Demonstranten sind im Schnellver-
fahren hingerichtet worden, eine Praxis, 
die hier seit Jahren üblich ist, früher under-
cover, heute ganz öffentlich, zumeist ohne 
juristische Folgen“. 

Mazali schämt sich für die Handlungen 
ihrer Regierung, zugleich respektiert sie 
die Menschen in Gaza, die überwiegend 
friedlich auf ihre Anliegen aufmerksam 

Genug, genug, genug! Genug?
Türkei Dieses Mal wird es für 
Präsident Erdoğan keine 
Selbstverständlichkeit, die 
vorgezogenen Wahlen zu 
gewinnen: Er hat Konkurrenz

machten: „Der Marsch der Rückkehr zeigt, 
dass diese politischen Aufgaben nicht ein-
fach vom Tisch sind“, so die Feministin, die 
sich unter anderem in Gun Free Kitchen 
Tables gegen die Verbreitung von Kleinwaf-
fen und die damit verbundene Gewalt en-
gagiert. 

„Die meisten Israelis dachten, mit unse-
rem Rückzug aus Gaza 2005 sei die Besat-
zung beendet und die unmenschlichen 
Lebensumstände dort seien nicht mehr 
unser Problem“, kritisiert Menachem 
Klein, Professor an der Bar-Ilan Universi-
tät und Gastdozent am Kings College Lon-
don. Seiner Analyse nach – bestätigt durch 
einen Bericht der Haaretz-Korresponden-
tin Amira Hass – beteiligten sich am 
Marsch zur Grenze Menschen aus der ge-
samten Gesellschaft Gazas, auch Gegner 
von Hamas. „Es war ein Familienevent, auf 
dem Palästinenser über ihre Identität und 
die Nakba diskutierten“, so der Autor des 
Buches Jerusalem, geteilt, vereint, das gera-
de erschienen ist. Die meisten Israelis sei-
en gesteuert von einer „Festungsmentali-
tät“ und hätten nicht begriffen, worum es 
hier eigentlich ging. Auch die parlamenta-
rische Opposition nicht. Die ignoriere zu-
dem das palästinensische Flüchtlingspro-
blem: „Der Konflikt dreht sich in Wahrheit 
um 1948 und die Flüchtlinge, weniger um 
1967 und die Besatzung. Wir Israelis müs-
sen uns mutig den Ereignissen von 1948 
stellen, sonst wird es keinen Frieden ge-
ben“, sagt Klein, der 2000 zu Israels Ver-
handlungsteam in Camp David gehörte. 

Die US-Administration kündigte nun an, 
im Juni ihren Friedensplan für die Region 
vorzulegen. Laut palästinensischen Medi-
enberichten befürwortet der saudische 
Kronprinz den Vorschlag, obwohl die Pa-
lästinenser mit ihm nicht einverstanden 
sind. „Mit Jerusalem hat Trump ja schon 
deutlich gemacht, wie er den Konflikt zu 
lösen gedenkt“, sagt Ziad Abu Zayyad, ein 
Autor aus Ostjerusalem. Er und Menachem 
Klein betonen, dass nur die Muslime über 
ihre heiligen Stätten in Jerusalem entschei-
den könnten und sie einer israelischen 
Kontrolle der al-Aqsa-Moschee niemals zu-
stimmen würden. Sollte die israelische Re-
gierung unilaterale Schritte ergreifen und 
weitere Teile der Westbank annektieren, 
würden Palästinenser, Jordanier und Mus-
lime reagieren. „Das wird auch für sie Fol-
gen haben – darüber müssen sich die West-
europäer im Klaren sein“, warnt Klein. Der 
Kampf der Narrative geht weiter, doch die 
Prognosen für den Nahen Osten stehen 
schlechter denn je.

Wer in Israel  
ethische  
Zweifel hat, 
kann sich 
dazu kaum 
äußern

Israel Die zivilgesellschaftliche Opposition  
hat einen schweren Stand bei ihrem Protest gegen  

den Gaza-Einsatz der Armee

Kampf der Narrative

Der Opposition 
fehlt die 
Zugkraft einer 
klaren 
Botschaft 


